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A. Zielsetzung

Bei wirtschaftlicher Betätigung über nationale Grenzen hinaus stellen
Doppelbesteuerungen ein erhebliches Hindernis dar. Derartige
steuerliche Hindernisse sollen zur Förderung und Vertiefung der Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
dem Unabhängigen Staat Papua-Neuguinea durch das vorliegende
Abkommen abgebaut werden.

B. Lösung

Dem Abkommen vom 17. Januar 1995 kommt nach dem Wunsch der
vertragschließenden Parteien eine besondere Bedeutung als Investi-
tionsförderungsinstrument zu. Das Abkommen entspricht im wesent-
lichen dem OECD-Musterabkommen.

Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Abkommen die für die
Ratifikation erforderliche Zustimmung der Gesetzgebungskörper-
schaften erlangen.

C. Alternativen

Keine

D. Kosten der öffentlichen Haushalte

Keine

E. Sonstige Kosten

Keine
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An den
Präsidenten des
Deutschen Bundestages

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 17. Januar 1995 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem Unabhängigen Staat
Papua-Neuguinea zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen

mit Begründung und Vorblatt.

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen.

Der Bundesrat hat in seiner 735. Sitzung am 26. Februar 1999 gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine
Einwendungen zu erheben.

Gerhard Schröder

Bundesrepublik Deutschland
Der Bundeskanzler

032 (425) – 521 05 – Do 117/99 Bonn, den 5. März 1999



E n t w u r f

Gesetz
zu dem Abkommen vom 17. Januar 1995

zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und dem Unabhängigen Staat Papua-Neuguinea

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen

.

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz
beschlossen:

Artikel 1

Dem am 17. Januar 1995 in Bonn unterzeichneten Abkommen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und dem Unabhängigen Staat Papua-Neuguinea
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen, dem dazugehörigen Protokoll vom selben Tag
und dem Notenwechsel vom 25. Juli 1995/1. Oktober 1996 wird zugestimmt.
Das Abkommen, das Protokoll und der Notenwechsel werden nachstehend
veröffentlicht.

Artikel 2

Soweit das Abkommen auf Grund seines Artikels 28 Abs. 2 für die Zeit vor sei-
nem Inkrafttreten anzuwenden ist, sind bereits ergangene Steuerfestsetzungen zu
ändern oder aufzuheben. Steuerfestsetzungen sowie ihre Aufhebung und Ände-
rung sind insoweit auch zulässig, wenn die Festsetzungsfrist abgelaufen ist; dies
gilt nur bis zum Ablauf des vierten Kalenderjahrs, das auf das Kalenderjahr folgt,
in dem das Abkommen in Kraft getreten ist. Soweit sich bis zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Abkommens unter Berücksichtigung der jeweiligen Besteue-
rung in der Bundesrepublik Deutschland und in dem Unabhängigen Staat
Papua-Neuguinea insgesamt eine höhere Belastung ergibt, als sie nach den
Rechtsvorschriften vor dem Inkrafttreten des Abkommens bestand, wird der
Steuermehrbetrag nicht festgesetzt.

Artikel 3

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 28 Abs. 2, das Pro-
tokoll und der Notenwechsel in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekannt-
zugeben.
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Begründung zum Vertragsgesetz

Zu Artikel 1

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht.

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes
erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betroffenen Steuern
gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern oder den
Gemeinden zusteht.

Zu Artikel 2

Das Abkommen wird nach seinem Artikels 28 Abs. 2 grundsätzlich ab dem
1. Januar des Jahres anzuwenden sein, in dem das Abkommen in Kraft tritt.
Durch Artikel 2 ist sichergestellt, daß die Anwendung des Abkommens ab diesem
Zeitpunkt weder durch bereits ergangene Steuerfestsetzungen noch durch den
Ablauf von Festsetzungsfristen eingeschränkt ist.

Soweit sich durch die rückwirkende Anwendung des Abkommens in besonders
gelagerten Einzelfällen eine höhere Gesamtbelastung an deutschen und papua-
neuguineischen Steuern ergeben sollte als nach dem Rechtszustand bis zum
Inkrafttreten des Abkommens, schließt Satz 3 des Artikels eine rückwirkende
Verschlechterung für die Steuerpflichtigen aus. Die Regelung besagt, daß in
solchen Fällen eine etwaige deutsche Mehrsteuer nur festgesetzt wird, soweit
ihr eine Entlastung an papua-neuguineischer Steuer gegenübersteht.

Zu Artikel 3

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
Abs. 2 des Grundgesetzes.

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 28
Abs. 2, das Protokoll und der Notenwechsel in Kraft treten, im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben.

Schlußbemerkung

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik Deutschland zur Beseiti-
gung der Doppelbesteuerung im gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund,
den Ländern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits müssen gewisse, zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen deut-
scher Steuern nicht mehr oder nicht mehr in der bisherigen Höhe gewährt wer-
den, weil die Doppelbesteuerung nach dem Abkommen durch Steuerverzichte
des Unabhängigen Staates Papua-Neuguinea beseitigt wird. Die Änderung des
bisherigen Rechtszustands führt zu Mehr- oder Mindereinnahmen bei den vom
Abkommen betroffenen Steuern von Bund, Ländern und Gemeinden. Die Höhe
dieser Mehr- oder Mindereinnahmen läßt sich nicht schätzen. Steuerminder-
einnahmen in gewissen Bereichen dürften allerdings insbesondere durch Steuer-
verzichte des Unabhängigen Staates Papua-Neuguinea weitgehend ausgeglichen
werden. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, sind deshalb nicht zu erwarten.
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d) Ungeachtet des Buchstabens a werden Einkünfte, die in den
Artikeln 7 und 10 behandelt sind, und Gewinne aus der Ver-
äußerung des Betriebsvermögens einer Betriebsstätte sowie
die diesen Einkünften zugrundeliegenden Vermögenswerte
nur dann von der deutschen Steuer befreit, wenn die in der
Bundesrepublik Deutschland ansässige Personen nachweisen
kann, daß die Einnahmen der Betriebsstätte oder Gesellschaft
ausschließlich oder fast ausschließlich aus einer aktiven
Geschäftstätigkeit stammen.

Bei Einkünften, die in Artikel 10 behandelt sind, und den die-
sen Einkünften zugrundeliegenden Vermögenswerten gilt die
Befreiung auch dann, wenn die Dividenden aus Beteiligungen
an anderen in Papua-Neuguinea ansässigen Gesellschaften
stammen, die eine aktive Geschäftstätigkeit ausüben und an
denen die zuletzt ausschüttende Gesellschaft mit 25 vom
Hundert oder mehr beteiligt ist.
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Botschaft der Port Moresby, 25. Juli 1995
Bundesrepublik Deutschland

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt sich, dem Ministerium für Aus-
wärtige Beziehungen und Handel des Unabhängigen Staates Papua-Neuguinea unter
Bezug auf das Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung vom 17. Januar 1995
folgenden Text zu übermitteln:

„Die Vertragsparteien haben sich über den Schutz von Informationen verständigt, die
nach Artikel 26 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem
Unabhängigen Staat Papua-Neuguinea zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen vom 17. Januar 1995 aus-
getauscht werden können.

Obwohl die Bestimmung ihr Vorbild in zahlreichen früher von der Bundesrepublik
Deutschland geschlossenen Abkommen findet, hat eine verfassungsrechtliche Prüfung
Zweifel ergeben, ob die Bestimmung in jeder Hinsicht den erforderlichen Schutz perso-
nenbezogener Daten gewährleistet.

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland sieht sich vor die Notwendigkeit
gestellt, zusätzliche Bestimmungen über den Schutz personenbezogener Daten in alle
Doppelbesteuerungsabkommen aufzunehmen. Dies gilt auch für das Abkommen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem Unabhängigen Staat Papua-Neuguinea.
Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland beehrt sich aus diesem Grund eine
Vereinbarung zur Ergänzung des Protokolls zum Abkommen vorzuschlagen, die folgenden
Wortlaut haben soll:

(6) Zu Artikel 26

Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts per-
sonenbezogene Daten übermittelt werden, gelten ergänzend die nachfolgenden Bestim-
mungen:

a) Die Verwendung der Daten durch den empfangenden Vertragsstaat ist nur zu dem
angegebenen Zweck und nur zu den durch den übermittelnden Vertragsstaat vor-
geschriebenen Bedingungen zulässig.

b) Der empfangende Vertragsstaat unterrichtet den übermittelnden Vertragsstaat auf
Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten und über die dadurch erzielten
Ergebnisse.

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen Stellen übermittelt werden.
Die weitere Übermittlung an andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung des
übermittelnden Vertragsstaats erfolgen.

d) Der übermittelnde Vertragsstaat ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der zu übermitteln-
den Daten sowie auf die Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit
der Übermittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jeweils inner-
staatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote zu beachten. Erweist sich, daß
unrichtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden
sind, so ist dies dem empfangenden Vertragsstaat unverzüglich mitzuteilen. Er ist ver-
pflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung der Daten vorzunehmen.

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person übermittelten Informationen
sowie über den vorgesehenen Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Ver-
pflichtung zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung ergibt, daß das
öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse des Betroffenen an
der Auskunftserteilung überwiegt. Im übrigen richtet sich das Recht des Betroffenen,
über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem inner-
staatlichen Recht des Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt
wird.

f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des Datenaustauschs nach
diesem Abkommen rechtswidrig geschädigt, haftet ihm hierfür der empfangende Ver-
tragsstaat nach Maßgabe seines innerstaatlichen Rechts. Er kann sich im Verhältnis
zum Geschädigten zu seiner Entlastung nicht darauf berufen, daß der Schaden durch
den übermittelnden Vertragsstaat verursacht worden ist.

g) Soweit das für den übermittelnden Vertragsstaat geltende innerstaatliche Recht Fristen
für die Löschung der Daten vorschreibt, weist dieser Staat bei der Übermittlung der
Daten auf diese Fristen hin. Unabhängig von diesen Fristen sind die übermittelten per-
sonenbezogenen Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie übermittelt
worden sind, nicht mehr erforderlich sind.
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h) Der übermittelnde und der empfangende Vertragsstaat sind verpflichtet, die Übermitt-
lung und den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig zu machen.

i) Der übermittelnde und der empfangende Vertragsstaat sind verpflichtet, die über-
mittelten personenbezogenen Daten wirksam  gegen unbefugten Zugang, unbefugte
Veränderung und unbefugte Bekanntgabe zu schützen.“

Grußformel

An das
Ministerium für Auswärtige Beziehungen und Handel

Waigani

Ministerium für Waigani, 1. Oktober 1996
Auswärtige Beziehungen und Handel

Das Ministerium für Auswärtige Beziehungen und Handel des Unabhängigen Staates
Papua-Neuguinea übermittelt der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland seine Grüße
und nimmt Bezug auf die Note der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland vom 25. Juli
1995.

Das Ministerium teilt mit, daß die zuständigen Ministerien bzw. Stellen über die erfor-
derliche Aufnahme der Datenschutzklausel in das papua-neuguineische-deutsche Dop-
pelbesteuerungsabkommen unterrichtet wurden. Anschließend wurde die Klausel vom
papua-neuguineischen Parlament beraten und Mitte Juli 1996 gebilligt.

Daher bittet das Ministerium die Botschaft um Aufklärung, ob das gleiche im Deutschen
Bundestag geschehen ist. Die Mitteilung der Botschaft wird das Ministerium in die Lage
versetzen, die Vorkehrungen für den Austausch der Ratifikationsurkunden vorzubereiten,
durch den das Abkommen in Kraft treten wird.

Grußformel

An die
Botschaft der
Bundesrepublik Deutschland
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I. Allgemeines

Das in Bonn am 17. Januar 1995 unterzeichnete deutsch-
papua-neuguineische Abkommen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung beendet den bislang abkommens-
losen Zustand. Es soll die Doppelbesteuerung von Einkünf-
ten oder Vermögen im Verhältnis zwischen beiden Staaten
besser als die bisherigen einseitigen Regelungen vermei-
den helfen. Ein zusätzlicher Anreiz zu Investitionen ergibt
sich insbesondere aus den Vereinbarungen über den
umfassenden Ausschluß der Liefergewinnbesteuerung für
Bau- und Montageleistungen. Im übrigen entspricht das
Abkommen weitgehend dem OECD-Musterabkommen. Es
trägt damit zur Vereinheitlichung auf diesem Gebiet bei.

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden
Regelungen ist Bestandteil des Abkommens.

Dem Musterabkommen der OECD folgend regeln die Arti-
kel 1 bis 5 den Geltungsbereich des Vertrages sowie die
für die Anwendung des Abkommens wichtigen Definitio-
nen. Die Artikel 6 bis 22 weisen den Vertragsstaaten
Besteuerungsrechte für die einzelnen Einkunftsarten und
für das Vermögen zu. Der Artikel 23 enthält Vorschriften
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung durch den Wohn-
sitzstaat für die dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat zur
Besteuerung belassenen Einkünfte und Vermögenswerte.
Die Artikel 24 bis 29 regeln den Schutz vor Diskriminie-
rung, die zur Durchführung des Abkommens notwendige
Zusammenarbeit der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten
und das Außerkrafttreten des Abkommens sowie andere
Fragen. Das Protokoll ergänzt das Abkommen um einige
klarstellende Bestimmungen.

II. Zu den einzelnen Abkommensregelungen

A r t i k e l  1

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das
Abkommen Anwendung findet (Subjektiver Geltungsbe-
reich).

A r t i k e l  2

Dieser Artikel bezeichnet die Steuern, die unter das
Abkommen fallen (Objektiver Geltungsbereich).

A r t i k e l  3

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Definitionen
für die wichtigsten im Abkommen verwendeten Begriffe.

Absatz 2 enthält die übliche Regel, daß im Abkommen
nicht bestimmte Begriffe entsprechend dem nationalen
Steuerrecht des das Abkommen anwendenden Vertrags-
staats auszulegen sind, wenn der Abkommenszusam-
menhang keine andere Auslegung erfordert.

A r t i k e l  4

Dieser Artikel bestimmt den für den subjektiven Geltungs-
bereich des Abkommens und die Abgrenzung der
Besteuerungsrechte maßgeblichen Begriff der Ansässig-
keit. Nach Absatz 1 wird hierbei grundsätzlich an das
innerstaatliche Recht der Vertragsstaaten angeknüpft. Die
Absätze 2 und 3 regeln nach bestimmten Merkmalen die
Fälle der Doppelansässigkeit, so daß im Ergebnis stets
nur einer der Staaten als Ansässigkeitsstaat behandelt
wird.

A r t i k e l  5

Dieser Artikel bestimmt den Begriff der Betriebsstätte, der
die Grundlage der Besteuerung gewerblicher Einkünfte
bildet.

Absatz 1 enthält die allgemeine Definition des Ausdrucks
„Betriebsstätte“. Eine nicht abschließende Aufzählung von
typischen Betriebsstätten ergibt sich aus Absatz 2. Bau-
ausführungen und Montagen gelten nach Absatz 3 nur als
Betriebsstätte, wenn ihre Dauer sechs Monate über-
schreitet. Absatz 4 enthält eine Negativabgrenzung des
Begriffs der Betriebsstätte. Die Absätze 5 bis 7 enthalten
weitere dem OECD-Muster nachgebildete Abgrenzungs-
vorschriften.

A r t i k e l  6

Dieser Artikel bestimmt, daß Einkünfte aus unbewegli-
chem Vermögen im Belegenheitsstaat besteuert werden
können. Das gilt auch für Betriebsgrundstücke.

A r t i k e l  7

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Gewinne aus
Gewerbebetrieb.

Absatz 1 enthält das Betriebsstättenprinzip, nach dem ein
Vertragsstaat die gewerblichen Einkünfte von Unterneh-
men mit Sitz im anderen Vertragsstaat nur insoweit
besteuern darf, als der Gewinn einer in seinem Gebiet
gelegenen Betriebsstätte zuzurechnen ist. Die Absätze 2
bis 6 enthalten Bestimmungen über die Ermittlung und
Zurechnung von Betriebsstättengewinnen. Die Nummer 1
des Protokolls zum Abkommen enthält hierzu eine
Mißbrauchsvermeidungsvorschrift und räumt außerdem
Papua-Neuguinea die Anwendung innerstaatlichen Rechts
bei der Abzugsfähigkeit von Zinsen im Zusammenhang
mit der Erforschung oder Ausbeutung von dort gelegenen
Öl- oder Gasvorkommen ein. Die Nummer 2 des Proto-
kolls zum Abkommen regelt ergänzend zu den Absätzen 2
bis 6 des Abkommens insbesondere das Verbot der Liefer-
gewinnbesteuerung.

Die Absätze 7 und 8 enthalten Sondervorschriften für Ver-
sicherungsunternehmen sowie treuhänderisch verwaltetes
Unternehmensvermögen. Absatz 9 bestimmt das Verhältnis
der Betriebsstättenbesteuerung zu den übrigen durch das
Abkommen geregelten Einkunftsarten.

Denkschrift zum Abkommen
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A r t i k e l  8

Dieser Artikel bestimmt, daß Gewinne aus dem Betrieb
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen
Verkehr nur im Ansässigkeitsstaat des Unternehmers
besteuert werden dürfen. Das gilt auch für die Nutzung
von Containern. Werden Container jedoch überwiegend
im anderen Staat genutzt, geht das Besteuerungsrecht
auf den Staat über, in dem die Nutzung erfolgt.

A r t i k e l  9

Dieser Artikel stellt klar, daß das Abkommen einer Berich-
tigung von Gewinnverlagerungen zwischen verbundenen
Unternehmen nicht entgegensteht.

A r t i k e l  10

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Dividenden.

Nach Absatz 1 kann der Staat, in dem die ausschüttende
Gesellschaft ihren Sitz hat, Dividendenausschüttungen
besteuern. Diese Steuer darf jedoch 15 v.H. des Brutto-
betrags der Dividenden nicht übersteigen. Die Quellen-
besteuerung wird nach Nummer 3 des Protokolls zum Ab-
kommen nicht begrenzt, soweit Zahlungen auf Rechten
oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung beruhen und
sich bei der Gewinnermittlung des Schuldners gewinn-
mindernd auswirken.

Absatz 2 bestimmt den Begriff der Dividenden im einzel-
nen.

Die Absätze 3 und 4 enthalten neben dem Betriebsstätten-
vorbehalt ergänzende Bestimmungen, die auch im
OECD-Musterabkommen vorgesehen sind.

A r t i k e l  11

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen.

Absatz 1 bestimmt, daß neben dem Staat, in dem der nut-
zungsberechtigte Empfänger der Zinsen ansässig ist,
auch der Quellenstaat Zinszahlungen besteuern kann. Die
Steuer des Quellenstaats darf jedoch 10 v.H. des Brutto-
betrags der Zinsen nicht übersteigen. Eine der Höhe nach
unbeschränkte Quellenbesteuerung ist abweichend hier-
von nach Nummer 3 des Protokolls zum Abkommen für
Zahlungen zulässig, die auf Rechten oder Forderungen
mit Gewinnbeteiligung beruhen und sich bei der Gewinn-
ermittlung des Schuldners gewinnmindernd auswirken.

Nach Absatz 2 sind Zinsen ganz von der Quellensteuer
befreit, wenn Empfänger der Zinsen der andere Vertrags-
staat oder bestimmte einzeln aufgeführte staatliche Ein-
richtungen sind, oder wenn das den Zinszahlungen
zugrundeliegende Darlehen von bestimmten staatlichen
Institutionen verbürgt ist.

Die Absätze 3 bis 6 enthalten u.a. mit der Definition des
Zinsbegriffs, dem Betriebsstättenvorbehalt und einer Vor-
schrift zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Inanspruch-
nahme von Abkommensvorteilen bei der Zinsbesteuerung
ergänzende Bestimmungen, die dem OECD-Muster-
abkommen entnommen wurden.

A r t i k e l  12

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebühren
und Vergütungen für technische Dienstleistungen.

Absatz 1 bestimmt, daß Lizenzgebühren und Vergütungen
für technische Dienstleistungen im Quellenstaat besteuert

werden dürfen, die Steuer jedoch 10 v.H. des Brutto-
betrags der Lizenzgebühren oder Vergütungen für techni-
sche Dienstleistungen nicht übersteigen darf.

Die Absätze 2 bis 6 enthalten u.a. mit den Definitionen der
Lizenzgebühren und der Vergütungen für technische
Dienstleistungen, dem Betriebsstättenvorbehalt und einer
Mißbrauchsvermeidungsvorschrift noch weitere andere
dem OECD-Musterabkommen entnommene ergänzende
Bestimmungen.

A r t i k e l  13

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräußerungs-
gewinnen.

Nach Absatz 5 ist das Besteuerungsrecht für Veräuße-
rungsgewinne grundsätzlich allein dem Wohnsitzstaat
vorbehalten. Der Belegenheitsstaat hat jedoch nach den
Absätzen 1, 2 und 4 auch ein Besteuerungsrecht für die
Gewinne aus der Veräußerung von unbeweglichem Ver-
mögen, beweglichem Betriebsstättenvermögen und von
beweglichem Vermögen einer der Ausübung eines freien
Berufs dienenden festen Einrichtung sowie für Gewinne
aus der Veräußerung von Anteilen an Gesellschaften,
deren Vermögen überwiegend aus unbeweglichem Ver-
mögen besteht.

Bei der Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung
von Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr betrie-
ben werden, oder von beweglichem Vermögen, das dem
Betrieb dieser Luftfahrzeuge dient, wird nach Absatz 3
an die Regeln zur Besteuerung der laufenden Einkünfte
angeknüpft. Hiernach hat ausschließlich der Ansässig-
keitsstaat des Unternehmens das Besteuerungsrecht.

A r t i k e l  14

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung der Einkünfte
aus selbständiger Tätigkeit.

Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht grundsätz-
lich dem Wohnsitzstaat zu. Nur soweit Einkünfte in dem
anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene feste Ein-
richtung oder im Rahmen eines Aufenthalts von mehr als
183 Tagen innerhalb eines Steuerjahrs erzielt werden, hat
der Tätigkeitsstaat ein Besteuerungsrecht.

In Absatz 2 wird der Ausdruck „freier Beruf“ definiert.

A r t i k e l  15

Dieser Artikel befaßt sich mit der Besteuerung der Ein-
künfte aus unselbständiger Tätigkeit.

Grundsätzlich hat nach Absatz 1 der Tätigkeitsstaat das
Besteuerungsrecht. Werden jedoch Personen von inländi-
schen Unternehmen nur vorübergehend im anderen Ver-
tragsstaat eingesetzt, so wird der vorstehende Grundsatz
durch Absatz 2 zugunsten des Wohnsitzstaats einge-
schränkt.

Das Bordpersonal von Seeschiffen und Luftfahrzeugen im
internationalen Verkehr kann nach Absatz 3 ausschließ-
lich im Ansässigkeitsstaat des Unternehmers besteuert
werden, das diese Schiffe und Luftfahrzeuge betreibt.

A r t i k e l  16

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal-
tungsratsvergütungen in dem Staat besteuert werden, in
dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist.
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A r t i k e l  17

Dieser Artikel befaßt sich mit der Besteuerung von Künst-
lern und Sportlern.

Nach Absatz 1 dürfen Künstler und Sportler regelmäßig in
dem Staat besteuert werden, in dem sie ihre Tätigkeit
ausüben. Dies gilt nach Absatz 2 auch, wenn die Einkünf-
te dem Künstler oder Sportler nicht unmittelbar selbst
zufließen.

Nach Absatz 3 geht das Besteuerungsrecht auf den
Wohnsitzstaat über, wenn die Veranstaltungen durch die-
sen Staat oder eine gemeinnützige Organisation dieses
Staates gefördert werden.

A r t i k e l  18

Dieser Artikel weist das Besteuerungsrecht für Ruhe-
gehälter und ähnliche Vergütungen grundsätzlich dem
Wohnsitzstaat zu. In Absatz 2 wird der Begriff „Rente“
definiert.

A r t i k e l  19

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von aus öffentlichen
Kassen gezahlten Arbeitsentgelten und Pensionen.

Nach Absatz 1 kann grundsätzlich nur der Kassenstaat
diese Vergütungen besteuern. Dies gilt auch dann, wenn
die Tätigkeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt wird.
Eine Besteuerung durch den Tätigkeitsstaat ist nur zuläs-
sig, wenn der Vergütungsempfänger dort ansässig und
nicht Staatsangehöriger des Kassenstaats ist.

Absatz 2 stellt klar, daß für Vergütungen für unselbständi-
ge Arbeit im Zusammenhang mit gewerblicher Tätigkeit
eines Vertragsstaats die allgemeinen Regeln des Abkom-
mens gelten.

Das Kassenstaatsprinzip gilt nach Absatz 3 auch für Ver-
gütungen, die im Rahmen von Entwicklungshilfeprogram-
men an entsandte Personen gezahlt werden.

A r t i k e l  20

Zur Förderung des Austauschs von Studenten dürfen
Zahlungen aus ausländischen Quellen an diesen Perso-
nenkreis  im Gaststaat nicht besteuert werden.

A r t i k e l  21

Nach Absatz 1 dieses Artikels können alle nicht aus-
drücklich im Abkommen genannten Einkünfte nur im
Ansässigkeitsstaat besteuert werden. Abweichend hier-
von können nach Nummer 4 des Protokolls zum Abkom-
men Einkünfte aus einem in Papua-Neuguinea ansässi-
gen Treuhandvermögen dort besteuert werden.

Absatz 2 enthält den üblichen Betriebsstättenvorbehalt.

A r t i k e l  22

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens.

Nach Absatz 4 hat grundsätzlich hierfür nur der Wohnsitz-
staat das Besteuerungsrecht. Unbewegliches Vermögen
sowie bewegliches Vermögen, das zu einer Betriebsstät-
te oder einer der Ausübung eines freien Berufs dienenden
festen Einrichtung gehört, kann aber nach den Absätzen 1
und 2 durch den Belegenheitsstaat besteuert werden.

Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr
sowie das ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen
dürfen nach Absatz 3 nur im Ansässigkeitsstaat des
Unternehmens besteuert werden.

A r t i k e l  23

Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat die Doppelbe-
steuerung bei Einkünften und Vermögenswerten behebt,
die nach dem Abkommen im Quellen- bzw. Belegenheits-
staat besteuert werden können.

Die Bundesrepublik Deutschland vermeidet eine Doppel-
besteuerung bei den wichtigsten Einkünften, wie z.B. Ein-
künften aus einer Betriebsstätte in Papua-Neuguinea und
Dividendenausschüttungen einer papua-neuguineischen
Gesellschaft bei einer Mindestbeteiligung von 10 v.H.,
nach Absatz 1 Buchstabe a durch Freistellung unter Pro-
gressionsvorbehalt.

Entsprechendes gilt für die Vermögensteuer.

Bei Einkünften, die nicht nach Absatz 1 Buchstabe a von
der deutschen Steuer freigestellt werden, wie z.B. Divi-
dendenbezüge aus im Streubesitz gehaltenen Anteilen,
Zinsen sowie Lizenzgebühren und Vergütungen für tech-
nische Dienstleistungen, wird die Doppelbesteuerung
nach Absatz 1 Buchstabe b durch Anrechnung der
papua-neuguineischen Steuer auf die deutsche Steuer
beseitigt. Nach Absatz 1 Buchstabe c werden bei Divi-
denden und Zinsen auch dann 17 v.H. bzw. 5 v.H. des
Bruttobetrags der Zahlungen als papua-neuguineische
Steuer angerechnet, wenn Papua-Neuguinea auf die Be-
steuerung dieser Zahlungen ganz oder teilweise ver-
zichtet. Diese Anrechnung fiktiver Steuern entsprach im
Zeitpunkt der Paraphierung im Dezember 1989 der deut-
schen Abkommenspraxis im Verhältnis zu Entwicklungs-
ländern. Ziel der Regelung ist, eine Ermäßigung der
papua-neuguineischen Quellensteuer, die aus investiti-
onspolitischen Gründen gewährt wird, unmittelbar dem
Steuerpflichtigen zugute kommen zu lassen.

Nummer 5 des Protokolls zum Abkommen stellt klar, daß
die Ausschüttungsbelastung nach deutschem Recht auch
dann hergestellt werden kann, wenn zur Ausschüttung Ein-
künfte aus Quellen Papua-Neuguineas verwendet werden.

Absatz 1 Buchstabe d sieht statt der Freistellungsmethode
des Absatzes 1 Buchstabe a die Anrechnungsmethode
nach Buchstabe b vor, wenn die Einkünfte nicht aus aktiver
Tätigkeit stammen.

Da das Abkommen schon am 1. Dezember 1989 para-
phiert wurde, enthält es noch nicht die erst seit Mai 1991
vom Bundesrat geforderte Klausel, nach der unter be-
stimmten Umständen ein Wechsel von der Freistellungs-
zur Anrechnungsmethode zulässig wäre (sog. switch-over-
Klausel).

Papua-Neuguinea behebt nach Absatz 2 die Doppelbe-
steuerung nach den Vorschriften seiner innerstaatlichen
Gesetze nach der Anrechnungsmethode.

A r t i k e l  24

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen ver-
hindern.

Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 29 – Drucksache 14/486



A r t i k e l  25

Dieser Artikel sieht vor, daß sich die zuständigen Behör-
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung der
Doppelbsteuerung in Einzelfällen verständigen und Aus-
legungs- und Anwendungsschwierigkeiten in gegenseiti-
gem Einvernehmen beseitigen.

A r t i k e l  26

Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch zwischen
den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten, soweit
er zur Durchführung des Abkommens erforderlich ist
(sog. kleine Auskunftsklausel).

Der Notenwechsel zum Abkommen enthält zusätzliche
Regelungen zum Datenschutz.

A r t i k e l  27

Dieser Artikel bestimmt das Verhältnis des Abkommens
zu den besonderen diplomatischen und konsularischen
Vorrechten.

A r t i k e l  28

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das Inkrafttreten
des Abkommens. Das Abkommen tritt einen Monat nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und wird ab
dem Kalenderjahr des Inkrafttretens anzuwenden sein.

A r t i k e l  29

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine mögliche
Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkommens.
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